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Kapitel 9:   Verfahren in Familiensachen ( Buch 2 des FamFG ) - Überblick
    
 I.  Allgemeine Regeln ( 1. Abschnitt des 2. Buches )

                                                           Für alle Familiensachen ist erstinstanzlich das Familiengericht als besondere Abteilung des Amtsgerichts ( § 23 b Abs.  1 S. 1 GVG )  zuständig ( § 23a Abs. 1 Nr. 1 GVG ).

                                                           § 111 FamFG zählt die Familiensachen abschließend auf. Den dort genannten Nr. 1 – 11

                                                           entsprechen dann die Abschnitte 2 – 12 des 2. Buches des FamFG. Die Eingangsnorm eines 

                                                           jeden dieser 11 Abschnitte enthält jeweils eine Legaldefinition der unter diesem Oberbegriff 

                                                           zusammengefassten Sachen, also:

                                                             § 121                                               =                             Ehesachen (insbesondere: Scheidung )
                                                             § 151                                               =                             Kindschaftssachen

                                                             § 169                                               =                             Abstammungssachen

                                                             § 186                                               =                             Adoptionssachen

§ 200                                                    § 200                                               =                              Ehewohnungs- und Haushaltssachen

HaushaltsSachen. § 2                          §  210                                               =                              Gewaltschutzsachen

                                                             § 217                                               =                              Versorgungsausgleichssachen

                                                             § 231                                               =                               Unterhaltssachen

                                                 § 261                                               =                               Güterrechtssachen (z.B.: Zugewinn)
                                                             § 266                                               =                               sonstige Familiensachen

§ 269                                                    § 269                                               =                               Lebenspartnerschaftssachen

                                                             Sodann differenziert das FamFG noch einmal zwischen den unter dem Oberbegriff

                                                             „Familienstreitsachen“ zusammengefassten Sachen gem. §§ 231 Abs. 1, 261 Abs. 1, 266 

                          Abs. 1, 269 Abs. 1 Nr. 7, 8, 9 und Abs. 2 FamFG [ also: Unterhalts-, Güterrechts- und

                          sonstigen Familiensachen ]  und den Ehesachen ( § 121 FamFG ) einerseits  

                          und den
                          Familiensachen im Übrigen andererseits. 
                          Die Ehe- und Familienstreitsachen werden gem. § 113 FamFG weitgehend nach den

                         Vorschriften der ZPO verhandelt und entschieden, wobei   allerdings an die Stelle des 
                       Urteils als Entscheidungsform auch hier der Beschluss ( §§ 38, 39 FamFG ) tritt ( § 116 Abs. 1 FamFG) und die Rechtsmittel, wie in allen Familiensachen auch, die Beschwerde und die Rechtsbeschwerde nach dem FamFG sind ( hierzu: OLG Karlsruhe, NJOZ 2011, 1096 ), allerdings mit teilweise an Berufung und Revision angelehnten Sonderregeln in       § 117 FamFG.  [ Es gibt also keine „Scheidungsurteile“ mehr und keine Berufung in Scheidungssachen.]. 
                       Um dem Zweck der §§ 266 ff FamFG gerecht zu werden, sollten entgegen einer gewiassen Tendenz der Rechtsprechung die „sonstigen Familiensachen“ ( - die als „ZPO- Familiensachen“ nicht Gegenstand dieser Vorlesung sind, - ) nicht zu eng gefasst werden.                                                                                                           Zu eng etwa OLG Zweibrücken, NJW- RR 2011, 584: Streit zwischen Kindern und Mutter über die Herausgabe von durch die Mutter verwahrtem Geld aus einer Erbschaft an die Kinder keine sonstige Familiensache. Sehr eng auch: OLG Frankfurt, NJW- RR 2011, 663 ( Verlangen der Rückzahlung eines dem Schwiegersohn gewährten Darlehns, weil dieser – auch infolge der laufenden Scheidung – mit den Raten in Verzug geraten ist ).
Die übrigen nicht in § 113 FamFG angesprochenen Familiensachen werden im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, also nach den Regeln des „Allgemeinen Teils“ des FamFG  ( §§ 1 – 110 FamFG ) verhandelt, entschieden und anschließend auch vollstreckt.

Zur Systematik der „Familiensachen“:  Wieser, JR 2009, 353.
II. Die vom  Leitbild des ZPO- Verfahrens geprägten Familiensachen sind nicht Gegenstand

 der Vorlesung. Dennoch muss ein kurzer Blick auf sie geworfen werden. Denn § 137 FamFG 

ordnet die Verbundverhandlung bestimmter bis zur Entscheidung über den Scheidungsantrag

 anhängig gemachter Scheidungsfolgesachen ( - die Anhängigkeit wird schon durch ein 

Prozesskostenhilfegesuch in einer der Folgesachen begründet: OLG Koblenz: OLGR 2008, 

632 - )  zusammen mit dem Scheidungsantrag und die Verbundentscheidung über diese 

Anträge für den Fall an, dass dem Scheidungsantrag stattgegeben wird.  Grund für den

Verbund ist, dass mit dem Ausspruch der Scheidung der Ehe der Streit der früheren Eheleute 

auch im Übrigen weitestgehend beendet und unter ihnen Klarheit geschaffen sein soll und

dass den Parteien deshalb schon im Verfahren deutlich wird, was alles mit der Scheidung 

anders werden wird und dass der wirtschaftlich schwächere Ehegatte  mit dem

Scheidungsausspruch nicht in wirtschaftliche Ungewissheit fällt. Konsequenterweise ergeht 

also keine Verbundentscheidung, wenn der Scheidungsantrag zurückgewiesen wird ( § 142

Abs. 2 FamFG ). 

In den Verbund aufzunehmende Folgesachen sind grundsätzlich: 

- der Versorgungsausgleich (  Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, §§ 219 ff FamFG ), 

- der Unterhalt für gemeinsame Kinder ( Familenstreitsache ), 
- der Streit um die Ehewohnung und die Haushaltssachen ( Verfahren der freiwilligen 

   Gerichtsbarkeit, §§ 200 ff FamFG ) [ der Streit um die zeitweise Nutzung des einmal

   gemeinsam  angeschafften Hundes gehört nicht hierhin, er ist „sonstige Familiensache“ 

   ( OLG Hamm, NJW-RR 2011, 583 ), 
-  der Zugewinnausgleich ( Familienstreitsache ). 

Das Sorge- und das Umgangsrecht für gemeinsame Kinder ( Verfahren  der freiwilligen

Gerichtsbarkeit ) ist nur Folgesache, wenn einer der Ehegatten dies bis zum Schluss der

mündlichen Verhandlung erster Instanz beantragt. 

Die mit dem Scheidungsantrag verbundenen Sachen sind also teilweise Sachen der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit, teilweise Familiensachen, die nach dem Leitbild des ZPO- 

Verfahrens entschieden werden.  

Andere Sachen als die in § 137 FamFG genannten Familiensachen können nicht in den 

Verbund mit dem Scheidungsantrag aufgenommen werden ( z.B. der sich aus einer 

privatrechtlichen Vereinbarung deutscher Muslime ergebende Anspruch auf Zahlung einer 

                       den Regeln des Korans entsprechenden „Morgengabe“. Zur rechtlichen Einordnung der „Morgengabe“  [ mahr ] aus muslimischer Sicht: Ülker, FamFR 2010, 7 ff; zur rechtlichen Qualifikation der nach iranischem Recht vereinbarten „Morgengabe“, wenn die Vereinbarenden später deutsche Staatsangehörige geworden sind: BGH, DNotZ 2011, 29 ) ).

Für das Verbundverfahren gilt Anwaltszwang ( § 78 Abs. 2 ZPO ).
Die Verhandlung über die Verbundsachen erfolgt im einheitlichen Termin gemischt nach der 

jeweiligen Verfahrensordnung, die für die einzelne Sache gilt (also:  Amtsermittlung in den 

FG- Sachen [ z. B. ist Kindeswohl auch dann zu berücksichtigen, wenn Eltern sich 

anderweitig über die Verteilung und Ausübung der elterlichen Sorge geeinigt haben;] oder: 

Beiziehung weiterer Beteiligter in FG- Sachen, wo dies im Gesetz angeordnet ist [  etwa in 

 § 204 Abs. 2 FamFG ],  Dispositionsmaxime und Parteiherrschaft in den an das ZPO – 

Verfahren angelehnten ZPO-Sachen [ - Verlangt eine Partei weniger Unterhalt, als ihr nach

den einschlägigen „Tabellen“( sog.  „Düsseldorfer Tabelle“ usw. ) zusteht, ist ihr gem. § 308

 ZPO nur dieses Weniger zuzusprechen ] ).

Im Falle der Entscheidungsreife erfolgt dann eine einheitliche Entscheidung ( § 142 Abs. 1 

FamFG ). Vor Rechtskraft des Scheidungsausspruchs werden auch die Entscheidungen in 

Folgesachen nicht wirksam ( § 148 FamFG ). 
 Der Verbund ist nur in den im Gesetz geregelten Ausnahmefällen aufzulösen, um
 isolierte Entscheidungen in einzelnen Verbundsachen fällen zu können ( § 140 Abs. 2
 FamFG )  und steht im Übrigen nicht zur Disposition  der Beteiligten, auch wenn
 sie dies einvernehmlich wünschen ( OLG Hamm, NJW 2009, 688 ).    

 Dem Antrag auf Abtrennung einer Sorgerechtsfolgesache ist dabei grundsätzlich zu

 entsprechen, während bei Unterhaltsfolgesachen weitgehende Zurückhaltung geboten ist:

 BGH, BGHR 2009, 143.   Der Umstand, dass das Scheidungsverfahren zusammen mit

 den Verbundsachen noch sehr lange nicht entscheidungsreif ist, während die ebenfalls

 bereits mehrere Monate anhängige Scheidung umgehend erfolgen könnte, kann jetzt

 ( - im Gegensatz zum früheren Recht - ) die Abtrennung im Einzelfall rechtfertigen ( § 140 

Abs. 2 Nr. 5 FamFG;  siehe hierzu AG Bad Iburg, jurisPR- FamR 7/2011 mit Anm. Friederici
[ Anm. 3 ] ). Allerdings ist, damit der Zweck des Verbundverfahrens nicht

ausgehöhlt wird, insoweit große Zurückhaltung geboten: BGH, BGHR 2009, 123. 

Die Entscheidung, eine Scheidungsfolgensache nicht aus dem Verbund abzutrennen, das 

Verfahren also nur im Verbund weiterzuführen, ist als Zwischenentscheidung nicht 
selbständig anfechtbar ( § 140 Abs. 6  FamFG ). 
III. Von den Familiensachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit sollen im Rahmen dieser Vorlesung nur die Kindschafts-, Abstammungs- und Adoptionssachen dargestellt werden, und zwar die Kindschaftssachen nur außerhalb des Scheidungsverbundverfahrens. Der Versorgungsausgleich unter Ehegatten soll dagegen – weil zu technisch und zu viele Probleme des Rechts der Alterssicherung berührend -  hier ausgeklammert werden, ebenso das Verfahren in Haushalts- und Ehewohnungssachen, da diese Sachen meisten im Verbundverfahren erledigt werden.
Kapitel 10:  Kindschaftssachen .
I. Gemeinsame Verfahrensregeln in allen Kindschaftssachen.

In Kindschaftssachen kommt grundsätzlich der Allgemeine Teil des FamFG zur Anwendung. Es handelt sich also um ein Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Neben dem FamFG enthält auch das materielle Recht, insbesondere das BGB Verfahrensregeln. Dort findet sich z.B., wann und wie das Verfahren eingeleitet wird.

Die Verfahren werden teilweise nur auf Antrag eingeleitet ( so etwa §§ 1598a Abs. 2, 1612 Abs. 2 S. 2, 1628, 1630 Abs. 3, 1631 Abs. 3 BGB  ),  teilweise auch von Amts wegen              ( so etwa §§ 1666, 1666a, 1667, 1674  BGB ). 

Zusätzliche, die Verfahrensregeln des allgemeinen Teils des FamFG teilweise modifizierende und präzisierende Verfahrensregeln finden sich in den §§ 152 – 168a FamFG. 

Hervorzuheben  sind:

       § 155 FamFG: Verfahren, die die Herausgabe des Kindes oder den Umgang mit dem Kind betreffen, sind vorrangig zu behandeln; spätestens 1 Monat nach Beginn des Verfahrens soll bereits der Termin stattfinden. Im Falle überlangen Nichttätigwerdens des Gerichts aber kein Rechtsmittel, sondern nur Schadensersatz gem. § 198 GVG.
      § 156 FamFG: Das Gericht muss vor einer Entscheidung verstärkt auf eine Einigung der Eltern hinwirken. Der gerichtlich gebilligte Vergleich über den Umgang oder die Herausgabe des Kindes ist ein Vollstreckungstitel. Die einvernehmliche Regelung ist nur zu billigen, wenn sie dem Wohle des Kindes entspricht. 

       § 157 FamFG : In Verfahren um den Entzug der elterlichen Sorge soll das Gericht zunächst andere Möglichkeiten, wie einer Gefährdung des Kindeswohls begegnet werden kann, mit den Eltern erörtern, insbesondere die Möglichkeiten öffentlicher Hilfe. Das Jugendamt ist zu dieser Erörterung hinzuzuziehen.

       § 158 FamFG: In der Mehrzahl der Fälle ist für das Kind so früh als möglich ein Verfahrensbeistand zu bestellen. Dessen Aufgaben sind jetzt präzise umschrieben; seine Stellung ist dadurch gestärkt ( Abs. 4 ).   Der Verfahrensbeistand des Minderjährigen ist der „Anwalt des Kindes“ i. S. des internationalen Minderjährigenschutzrechts ( BVerfG, NJW 2003, 3544 ). 

       Hierzu: Menne, FamRZ 2005, 1035. Dazu, wie Minderjährige den Verfahrenspfleger erleben, siehe die empirische Untersuchung: Stötzel, FPR 2006, 17 ff.

       §§ 159, 160 FamFG: Das über 14 Jahre alte Kind und die Eltern sind in allen Verfahren persönlich anzuhören; auch das Kind unter 14 Jahren sollte regelmäßig gehört werden. 

       Da Kinder über 14 Jahren in allen ihre Person betreffenden Angelegenheiten auch beschwerdeberechtigt sind ( § 60 FamFG ) und da ihnen alle ihre Person betreffenden Entscheidungen, soweit sie bereits beschwerdefähig sind, immer auch persönlich bekannt gegeben werden müssen ( ( § 164 FamFG ), haben sie eine relativ starke formelle Beteiligtenposition in Kindschaftssachen. Hierzu: Schael, FamRZ 2009, 265.
        § 165 FamFG: Gibt es bei der Durchführung einer gerichtlichen Entscheidung oder eines Vergleiches der Eltern über den Umgang mit dem Kind Schwierigkeiten, soll das Gericht auf Antrag eines Elternteils ein Vermittlungsverfahren durchführen und zu diesem Zweck unverzüglich einen Vermittlungstermin anberaumen. Scheitert die Vermittlung, hat das Gericht Ordnungsmittel oder eine Änderung der bisherigen Umgangsregelungen bzw. des Sorgerechts zu prüfen.

       § 166 Abs. 3 FamFG: Hat das Gericht einer Anregung, Maßnahmen nach § 1666 BGB gegen die Eltern zu ergreifen, nicht entsprochen, soll es die Richtigkeit dieser Entscheidung in angemessener ( kurzer ) Zeit, regelmäßig alle drei Monate, überprüfen. [ Ausführlich zu dieser Norm: Bartels/ Altenkirch, JZ 2009, 991 ff ]
Die materiellrechtlichen wie auch verfahrensrechtlichen Probleme sowohl der 

Angelegenheiten der elterlichen Sorge wie auch im Hinblick auf das Umgangsrecht fasst 

ausführlich und gut verständlich Heilmann, NJW 2012, 16 ff  und NJW 2012, 887 ff 

zusammen.
II. Verfahren, die die elterliche  Sorge betreffen.  

1. Das Sorgerecht für gemeinsame Kinder: Eltern, die miteinander verheiratet sind, haben

 grundsätzlich gem. § 1626 BGB von der Geburt des Kindes an die gemeinsame elterliche
 Sorge für das Kind.  Das gilt allerdings nur für das Verhältnis „leiblicher“ Eltern zu ihren

 Kindern, nicht für Kinder einer Frau, die in Lebenspartnerschaft mit einer anderen Frau

 lebt.  Hier ist zunächst nur die gebärende Frau Mutter mit alleiniger elterlicher Sorge.

 Die andere Frau muss das Kind adoptieren, um elterliche Sorge zu erlangen ( BVerfG,

 FamRZ 2010, 1621 ). 

An der gemeinsamen Sorge ändert sich im Regelfall auch nach der Scheidung der Ehe der

 Eltern nichts. Streitigkeiten und gewisse Spannungen unter den Eltern sind allein noch kein 

ausreichender Grund, vom Regelfall des gemeinsamen Sorgerechts abzuweichen (OLG

 Hamm, FamRZ 2004, 1668; OLG Hamm, FamRZ 2006, 1058 ). Andererseits setzt das 

gemeinsame Sorgerecht aber doch das Bestehen einer insgesamt tragfähigen sozialen 

Beziehung zwischen den Eltern voraus ( OLG Brandenburg, FamFR 2011, 331 ). 

Das gemeinsame Sorgerecht gilt nicht für die kleinen, regelmäßig schnell zu regelnden
Alltagsgeschäfte: § 1687 Abs. 1 S. 2 BGB überträgt dem Elternteil, der das 
Aufenthaltsbestimmungsrecht für das Kind bei Getrenntleben der Eltern hat, die alleinige
elterliche Sorge bei diesen Alltagsgeschäften; während der Zeit des Besuches bei dem 

anderen Elternteil hat dieser die Alltagssorge ( § 1687 Abs. 1 S. 4 BGB ).  Der neue Ehegatte 

des Elternteils, bei dem das Kind lebt, hat nach § 1687b BGB eine Art „Mitsorgerecht“ in den 
Angelegenheiten des täglichen Lebens im gemeinsamen Haushalt.

2.  Eltern, die nicht miteinander verheiratet sind, haben nur dann die gemeinsame elterliche Sorge, wenn sie eine gemeinsame Sorgeerklärung unter Beachtung der Formalien in §§ 1626 b Abs.1, 1626 c  und 1626 d BGB abgegeben haben ( § 1626 a Abs. 1 BGB ). Die Erklärung kann schon vor der Geburt des Kindes abgegeben werden ( § 1626 b Abs. 2 BGB ). Liegt keine gemeinsame Sorgeerklärung vor, steht die elterliche Sorge allein der Mutter zu              ( § 1626a Abs. 2 ). 
Nachdem das BVerfG ( NJW 2010, 3008 ) diese gesetzliche Regelung teilweise für verfassungswidrig erklärt hat, gilt als vorläufige, von der Rechtsprechung entwickelte Übergangsregelung, dass das Familiengericht dem Vater auf seinen Antrag hin auch gegen den Willen der Mutter sowohl die gemeinsame Sorge als auch sogar das alleinige Sorgerecht übertragen kann, wenn dies dem Wohle des Kindes entspricht. Eine gesetzliche Neuregelung steht noch aus. Bisher liegen nur Referentenerwägungen des BMJ und Entwürfe interessierter Vereinigungen( z. B. des deutschen Juristinnenbundes ) sowie der SPD- Bundestagfraktion, aber kein in die Beratungen des Gesetzgebers eingebrachter oder gar im Parlament verabschiedeter  Gesetzentwurf vor. Laut Mitteilung des BMJ soll im Juli 2012 ein Gesetzentwurf, der sich im Wesentlichen mit der Übergangsregelung durch die Rechtsprechung deckt, im Kabinett verabschiedet und ins Parlament eingebracht werden.
Wird entgegen einer Anregung des Jugendamtes der allein erziehenden und von Anfang an allein das Sorgerecht ausgeübt habenden Mutter dieses Sorgerecht vom Familiengericht nicht entzogen, so steht dem Vater, der seinerseits nie das Sorgerecht hatte, gegen diese Entscheidung auch kein Beschwerderecht zu: BGH, FamRZ 2009, 220.

3. Können die Eltern sich in der Ausübung der elterlichen Sorge nicht einigen oder versagen sie bei der Wahrnehmung ihrer elterlichen Sorge, so muss das Familiengericht tätig werden ( § 151 Nr.1  FamFG ).    Maßstab  aller die elterliche Sorge betreffenden Entscheidungen ist immer zuallererst das Kindeswohl ( § 1697a BGB ). Im Rahmen der Frage, was dem Kindeswohl dienlich ist, hat der Wille des Kindes eine wichtige Bedeutung    ( OLG Hamm, FamRZ 2009, 111, 112 ), ist aber nicht allein den Ausschlag gebend. Das Kindeswohl ist objektiv zu ermitteln. 
                        3                        4.   Überblick über die wichtigsten die elterliche Sorge betreffenden Kindschaftssachen:

§ 1617                               § 1617 Abs. 2 BGB:   ( Nach- )Namensbestimmung ( Geburtsname des Kindes bei Eltern ohne gemeinsamen Ehenamen ).

Namens
Namensbestimmung für das Kind, dessen Eltern nicht mit einander verheiratet sind: § 1617a BGB.                                                                                                                                       Kinder erhalten nach Heirat der bei der Geburt des Kindes und der ursprünglichen Namengebung noch nicht miteinander verheiratet gewesenen Eltern nicht automatisch deren neuen gemeinsamen Familiennamen: OLG Hamm, NJW-RR 2006, 441.

§ 1618                             § 1618 S. 4 BGB:  Ersetzung der Zustimmung zur Einbenennung.  Zum Verfahren im Falle des § 1618 S. 4 BGB: Im Rahmen der Amtsaufklärung, ob die Einbenennung für das Kindeswohl „unabdingbar erforderlich“ ist, also nicht nur einfach dem Kindeswohl dient ( - insoweit ist ein strenger Maßstab anzulegen, bloße Zweckmäßigkeit oder der Umstand, dass die Einbenennung vom Kind gewünscht wird, reichen nicht aus: BGH, NJW 2005, 1779; OLG Hamm, FamFR 2011, 264; OLG Naumburg, OLGR 2007, 354; OLG Koblenz, FamRZ 2009, 439  - . Der Maßstab ist weniger streng, wenn Kind und Vater kein Namensband verbindet, das Kind also bereits einen anderen Namen führt als der leibliche Vater: OLG Bamberg, OLGR 2008, 595 -  ).

 Das Ki
Das Kind und und das Jugendamt sind anzuhören: OLG Hamm, FamRZ 2004, 1748. 

Will de
Will der Stiefvater die Einbenennung seinerseits nicht, ist § 1618 S. 4 BGB nicht analog anwendbar; seine notwendige Einwilligung kann also nicht ersetzt werden: OLG Zweibrücken, FamRZ 2004, 1747. Keine Ersetzung ist erforderlich, wenn der Elternteil, dessen Namen das Kind bisher trägt, bereits verstorben ist: BayObLG, FamRZ 2004, 1897.

§ 1628                                   § 1628 BGB:  Nichteinigung der Eltern über Einzelfragen der elterlichen Sorge, die von erheblicher Bedeutung für das Kind sind.  Bei Angelegenheiten, die nicht von wesentlicher Bedeutung für das Kind sind, hat bei Nichteinigung der Eltern die nur von einem Elternteil befürwortete Maßnahme zu unterbleiben: OLG Köln, BeckRS 2012, 02885.   

Beispie
Beispiele:                                

AG Lem
AG Lemgo, FamRZ 2004, 49 : „ von nur einem Elternteil gewünschte Umschulung des Kindes in eine Waldorfschule“;                                             
AG Freis
AG Fresing, FamRZ 2004, 968: Nichteinigung,  ob das Kind an einer u. U. gefährlichen Urlaubsreise teilnehmen darf ( hier u. U. schon fraglich, ob Angelegenheit von wesentlicher Bedeutung für das Kind ).                                                                                            

OLG Sch
OLG Schleswig, FamRZ 2004, 394: „Nichteinigung zwischen evangelischer Mutter, bei der das 3-jährige Kind lebt, und muslimischem Vater, der das gemeinsame Sorgerecht hat, ob das Kind evangelisch getauft werden soll “.

OLG Ka
OLGF Karlsruhe, FamRZ 2005, 2076:  „Verweigerung der Mitwirkung, einen Kinderausweis für das Kind zu beantragen“.    

OLG Schleswig, NJW- RR 2011, 581:  „Wechsel der Grundschule“   
                                                                       OLG Hamm, FamFR 2012, 3283315 ( = BeckRS 2012, 02313 ): Nichteinigung, ob das Kind an der Erstkommunion teilnehmen soll
Auch die 
Auch die Nichteinigung über den dem Kind zu gebenden Vornamen zählt zu den nach § 1628 BGB zu behandelnden Fällen.
                           Beachte:   Keine Einigung der Eltern, die dauernd getrennt leben und gemeinsam das Sorgerecht ausüben, ist gem. §§ 1687 Abs. 1 S. 2und  S. 4 sowie 1687a BGB in den Angelegenheiten des täglichen Lebens  erforderlich   (so ist die Frage, ob das Kind Nachhilfestunden erhalten soll, keine Angelegenheit von erheblicher Bedeutung: OLG Naumburg, FamRZ 2006, 1058; ebenso eine Angelegenheit des täglichen Lebens ist die Frage, welche Person das Kind an den Arbeitstagen der Mutter vom Kindergarten abholt [ der Vater, bei dem das Kind nicht lebt, würde es gerne anstelle der von der Mutter beauftragten Nachbarin abholen ]: OLG Bremen, FamRZ 2009, 355.   
§ 1630 B                                        § 1630  BGB:   Nichteinigung zwischen Eltern und Pfleger [ § 1909 BGB ]

§ 1631                                  § 1631b BGB:   Unterbringung des Kindes mit Freiheitsentziehung. Die Gründe, wann die Unterbringung eines Kindes in Betracht kommt, sind durch den neu eingefügten Abs. 1 S. 2 präzisiert worden ( -  Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen vom 4.7. 2008 –BGBl.I 2008, 1188 - )

§ 1632 A                                          § 1632 Abs. 4 BGB:  Anordnung des Verbleibs des Kindes in seiner bisherigen Pflegefamilie gegen den Willen des Sorgeberechtigten  ( Fallbeispiel: AG Kamenz, FamRZ 2005, 124; siehe hierzu auch BVerfG, NJW-RR 2005, 657  )                                      

§ 1640                                               § 1640  BGB:   Vermögensverzeichnis bei Erbschaften des Kindes

§ 1643                                     § 1643 BGB  Genehmigung von Rechtsgeschäften für das Kind

                                   §§ 1666, 1666a, 1667 BGB:   Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls und des Kindesvermögens.                                                                                                   Das Kindeswohl ist bei seinen Eltern nicht schon dann gefährdet, wenn es andere bereite Personen oder Institutionen gibt, die zur Erziehung und Förderung des Kindes eventuell besser geeignet wären ( OLG Hamm, FamRZ 2004, 1664 ); denn kein Kind hat einen Anspruch darauf, nur da untergebracht zu werden, wo es die bestmögliche Förderung erhält ( OLG Hamm, FamFR 2012, 328317 ).   Dass die Entziehung der elterlichen Sorge der letzte Schritt gegenüber den Eltern, die ein Kind vernachlässigen, ist, folgt  aus Art. 8 EMRK und aus dem Grundrechtsschutz, den die Elternstellung als solche genießt  [Zum Spannungsverhältnis: Grundrechte des Kindes  – elterliche Gewalt siehe den Aufsatz von Lohse, Jura 2005, 815 ff ]. Die vollständige Entziehung der elterlichen Gewalt gegenüber beiden Elternteilen kommt nur in Betracht, wenn anders einer drohenden nachhaltigen Gefahr für das seelische oder körperliche Wohl des Kindes nicht  begegnet werden kann: BGH, NJW 2012, 151; OLG Köln, FamFR 2011, 237.  
                                               Vor einer Sorgerechtsentziehung sind nach § 1666  andere, meist weniger einschneidende Maßnahmen zu prüfen, die geeignet sind, die Gefahr von dem Kind abwenden  Diese weniger einschneidenden Maßnahmen sind immer vorrangig zu prüfen; denn grundsätzlich darf immer nur das mildeste ausreichende Mittel zur Anwendung kommen ( BGH, NJW 2012, 151 ). Abs. 3 führt solche Maßnahmen exemplarisch, aber nicht abschließend auf                             [ „.insbesondere“ ] . 
.                                                          Grund für die Entziehung der elterlichen Gewalt, entweder vollständig oder in Teilbereichen, sind immer erhebliche körperliche und psychische oder die sonstige Entwicklung des Kindes schwerwiegend betreffende Beeinträchtigungen. Hierzu zählt auch die beharrliche Weigerung, einen regelmäßigen Schulbesuch des Kindes zu gewährleisten ( Beispielsfälle: OLG Koblenz, NJW- RR 2005, 1164; OLG Brandenburg, OLGR 2005, 909; OLG Hamm, NJW 2006, 237 ). Umgekehrt kann auch die beharrliche, beratungsresistente Überforderung des Kindes im schulischen Bereich durch eklatante Fehleinschätzung seiner Fähigkeiten ein Grund zur Entziehung der elterlichen Sorge sein ( Beispielsfall: OLG Koblenz, OLGR 2007, 704 ).

Dass si
Dass sich die Eltern in bestimmten wichtigen Fragen nicht einigen können ( z. B. hinsichtlich der religiösen Kindererziehung [ BGH, FamRZ 2005, 1167 ] ), rechtfertigt es regelmäßig allein noch nicht, einem Elternteil die elterliche Sorge ganz zu entziehen; Einzelstreitfragen können im Wege des § 1628 BGB geklärt werden. Ein völliger Entzug der elterlichen Gewalt jedenfalls für einen der beteiligten Eltern ist von Amts wegen ( - also nicht nur auf einen Antrag nach § 1871 BGB hin - ) aber in Betracht zu ziehen, wenn in nahezu allen Fragen von erheblicher Bedeutung kein Kompromiss mehr erzielt werden kann ( OLG Dresden, FamRZ 2007, 923 ) oder wenn jegliche Vertrauensbasis unter den Eltern durch ein Elternteil schuldhaft völlig zerstört wurde ( OLG Frankfurt, OLGR 2007, 822 ).  Ein derart heftiger Paarkonflikt der Eltern, dass sie sich nur noch um ihre Auseinandersetzungen, aber nicht mehr mit der notwendigen Intensität um ihr Kind kümmern, sodass die Belange des Kindes im Konflikt auf der Strecke bleiben und das Kind dadurch in seiner geistig – seelischen Entwicklung ernsthaft geschädigt wird, kann im Einzelfall aber die Entziehung der elterlichen Gewalt, auch gegenüber beiden Elternteilen rechtfertigen  ( OLG Köln, FamRZ 2009, 129; OLG Köln, FamFR 2011, 237 ).                                                                                                                                                                                                              

Die Ge
Die Gefährdung des Kindeswohl, die Anlass zu Maßnahmen nach § 1666 BGB ist, muss immer konkret sein und darf nicht allein auf abstrakten Befürchtungen       ( z. B. Zugehörigkeit des Elternteils zur Religionsgemeinschaft der Zeugen Jehovas, die jegliche Bluttransfusion ablehnen, wenn zur Zeit aber über keine Bluttransfusion zu entscheiden ist:  EGMR, FamRZ 2004, 765  ) beruhen. Unter diesem Aspekt betrifft die Entscheidung des BGH, NJW 2005, 672 einen Grenzfall: Billigung der Entziehung des Aufenthaltsbestimmungsrechts für eine Mutter, die beruflich stark gefordert ist und die deshalb ihre Tochter zu ihren Eltern nach Gambia, die bei der Mutter selbst früher einmal die in Gambia noch weitgehend übliche Beschneidung hatten vornehmen lassen, geben will. Ob die Großeltern tatsächlich an eine Beschneidung ihres Enkelkindes denken, ist bestritten und nicht aufgeklärt ( zum Problem des vorbeugenden Schutzes von Mädchen vor einer rituellen Genitalverstümmelung ausführlich: Wüstenberg, FamRZ 2007, 692; einschränkend gegenüber dem BGH: OLG Karlsruhe, OLGR 2009, 575 [ auf das Vorliegen konkreter Verdachtsmomente könne nicht gänzlich verzichtet werden; eine rein abstrakte Gefährdung ohne jeglichen konkreten Anhaltspunkt reicht auch hier nicht aus ] ).                                                   Die Gefahr für das Kindeswohl muss im Zeitpunkt der Entscheidung noch bestehen, darf also nicht bereits überholt sein ( OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1273 ), selbst wenn sie früher ein Einschreiten gerechtfertigt hätte ( OLG Brandenburg, OLGR 2008, 796 ).  

Zum be
Zum besonders kritischen Fall der Sorgerechtsentziehung im Hinblick auf die Entscheidung, ob lebenserhaltende Maßnahmen für ein im Koma liegendes schwerstgeschädigtes, sicher nicht mehr in ein normales Leben zurückholbares Kind abgestellt werden sollen: OLG Hamm, NJW 2007, 2704.

Ein Ver
Ein Verschulden der Eltern im Hinblick auf die Kindeswohlgefährdung ist nicht erforderlich; die Eltern können auch schlicht aufgrund ihrer eigenen Persönlichkeitsstruktur überfordert sein, schweren Fehlentwicklungen der Kinder ausreichend gegenzusteuern. In einem solchen Fall ( - kein Verschulden der Eltern - )  müssen die Gefährdungen für das Kindeswohl ganz besonders gravierend sein, um den Eltern das Sorgerecht in vollem Umfange zu entziehen: OLG Köln, OLGR 2008, 146.

Das Gericht hat nach § 157 Abs. 3 FamFG in Verfahren nach §§ 1666, 1666a BGB immer von Amts wegen die Notwendigkeit und Möglichkeit einstweiliger Anordnungen, die eine weitere Gefährdung der Kinder verhindern können,  ausdrücklich zu prüfen. In besonders dringenden Fällen ist eine vorläufige Entziehung der elterlichen Sorge oder von Teilbereichen des Sorgerechts durch einstweilige Anordnung möglich: OLG Hamm, FamRZ 2006, 1478. Einstweilige Anordnungen auf Entzug der elterlichen Gewalt müssen aber in besonderem Maße dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und dem Übermaßverbot ( § 1666a BGB ) Rechnung tragen. Denn erhebliche Grundrechtseingriffe, insbesondere auch noch dann, wenn widerstreitende Grundrechtspositionen dreier Betroffener ( Kind, Vater, Mutter ) gegeneinander abzuwägen sind, erfordern regelmäßig eine gründlichere Aufklärung, als dies im Eilverfahren möglich ist: BVerfG, FamRZ 2009, 189; OLG Saarbrücken, NJW- RR 2007, 1657.  In jedem Falle muss die Entscheidung erkennen lassen, dass das Gerichts sich sehr sorgfältig mit der verfassungsrechtlichen Problematik auseinandergesetzt hat: BVerfG, FamRZ 2009, 1897.

Beachte  § 1696 Abs. 2 BGB: Maßnahmen nach § 1666 sind von Amts wegen aufzuheben, wenn eine Gefahr für das Wohl des Kindes nicht mehr besteht oder die Erforderlichkeit der Maßnahme entfallen ist.
Zur Beschwer nach Entscheidungen gem. § 1666 BGB:  Beschwert ist immer der Elternteil, dem die elterliche Sorge entzogen wurde. Der Vater des Kindes,  der keine elterliche Sorge hat, bei dem das Kind aber mit Zustimmung der Mutter lebt, ist darüberhinaus im eigenen Namen beschwerdeberechtigt, wenn der Mutter die elterliche Gewalt entzogen und diese auf einen Pfleger übertragen werden soll, um das Kind beim Vater herauszuholen und es in einem Heim unterzubringen, weil eine solche Entscheidung unmittelbar in seine Grundrechte aus Art. 6 GG eingreift ( BVerfG, Beschl. vom 30. 9. 2010, - 1 BvR 2414/10 - ). Weitergehend ( - der nichtsorgeberechtigte Vater sei am Verfahren immer zu beteiligen ): OLG Schleswig, jurisPR-FamR 20/2011 mit Anm. von Montgelas ( Anm. 6 ).  Dagegen ist das über 14 Jahre alte Kind nicht beschwerdeberechtigt, wenn einem Elternteil die elterliche Gewalt entzogen wird.  Es ist nicht unmittelbar in eigenen Rechten betroffen ( OLG Düsseldorf, Rpfleger 2011, 372; sehr str. ).
                            § 1671 BGB:  Übertragung des Sorgerechts ( oder von Teilen des Sorgerechts, z.B. des Aufenthaltsbestimmungsrechts ) auf Antrag allein auf einen Elternteil, wenn dies zum Wohle des Kindes erforderlich ist.   Das Kindeswohl bedarf hier einer besonders gründlichen Aufklärung, regelmäßig durch Hinzuziehung eines Sachverständigen. Einen allgemeinen Erfahrungssatz, dass im Zweifelsfall dennoch die gemeinsame, wenn auch konfliktbeladene Sorge immer mehr dem Kindeswohl entspricht als die Alleinsorge eines Elternteils, gibt es im Rahmen der Feststellungslast nicht ( OLG Frankfurt, NJW-RR 2009, 148, 149 ). Ebenso gibt es keinen allgemeinen Erfahrungssatz, dass, wenn die Eltern ihre Konflikte nicht mehr lösen können, das Kind immer bei dem Elternteil besser aufgehoben ist, bei dem es die meiste Zeit verbracht hat ( OLG Köln, FamRZ 2009, 1762 ). Entgegen OLG Brandenburg, FamFR 2010, 20 kann auch nicht „regelmäßig“ bei gegenläufigen Anträgen zum Aufenthaltsbestimmungsrecht davon ausgegangen werden, dass eine gemeinsame elterliche Sorge scheitern würde. Sind beide Elternteile grundsätzlich gleich geeignet, dem Kind bei Übertragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts ein gutes Heim und gute Erziehung zu bieten, kann es im Einzelfall entscheidend sein, wer dem Kind mehr persönliche Zeit widmen kann ( OLG Köln, BeckRS 2009 27946 ).  
Ein Antrag nach § 1671 BGB kann im Einzelfall  deshalb begründet sein, weil ein Elternteil jegliche Einigungsfähigkeit mit dem anderen Elternteil und dem Jugendamt vermissen lässt ( OLG Köln, OLGR 2006, 853; OLG Hamm, FamRZ 2009, 1763 ) oder weil eine tragfähige soziale Beziehung (  notwendig zur Kooperation und Kommunikation ) zwischen den Eltern nicht herstellbar ist ( OLG Frankfurt, OLGR 2008, 154  und NJW- RR 2009, 148; OLG Hamburg, OLGR 2008, 516 mit Anm. durch Clausius, jurisPR-FamR 4/ 2009). Im Einzelfall kann eine Entscheidung nach § 1671 BGB auch mal den nicht kooperationswilligen Elternteil „belohnen“, wenn das Kindeswohl es erfordert, dass er in jedem Fall die elterliche Gewalt ausübt ( BGH, NJW 2008, 994 mit zu Recht kritischer Anmerkung durch Elden, NJW-Spezial 2008, 292 ).  Bei Kindern mit Migrationshintergrund kann das Verhindern der Integration in die deutsche Umwelt durch das Verbot des Besuches eines Kindergartens und des Spielens mit deutschen Kindern Grund sein, dem integrationsunwilligen Elternteil die elterliche Sorge zu entziehen und sie dem integrationswilligeren Elternteil allein zu übertragen ( OLG Frankfurt, jurisPR-FamR 15/2011 ).

Zum Eingriff des Familiengerichts von Amts wegen in solchen Fällen siehe oben zu § 1666.

Von der Bestellung eines Verfahrenspflegers für das Kind  kann in Konfliktsituationen dieser Art nur in seltensten Fällen abgesehen werden            ( BVerfG, FamRZ 2007, 1797 ).  

Zur Begründung des Antrages, der auf Abänderung einer früher getroffenen Sorgerechtsentscheidung abzielt, bedarf es  jedenfalls auch des Vortrages neuer Tatsachen, die nicht bereits alle Gegenstand der ursprünglichen Sorgerechtsentscheidung ( OLG Köln, OLGR 2007, 250 ) oder einer Sorgerechtsvereinbarung der Eltern ( OLG Brandenburg, OLGR 2008, 797 ) waren. 

Im Bedarfsfall kann auch nur ein Teil der elterlichen Sorge, etwa das Aufenthaltsbestimmungsrecht, einem Elternteil allein übertragen werden (z.B. beim Umzug des Elternteils, bei dem das Kind lebt, in ein fernes Land; vergl. insoweit den instruktiven Fall OLG Karlsruhe, OLGR 2009, 95; ferner: OLG Hamm, FamRZ 2009, 1763 ).

Zu den schwierigen Problemen zu § 1671 BGB, wenn ein Elternteil mit dem Kind ins Ausland verziehen will, insbesondere wenn er als Ausländer in sein Heimatland zurückkehren will: Vomberg, FPR 2011, 444.
§§ 167                       §§ 1673, 1674 BGB:  Feststellen des Ruhens der elterlichen Sorge, wenn eine Elternteil diese ganz oder in Teilgebieten auf längere Zeit (  z. B. wegen Strafhaft; besonderer politischer Umstände usw. ) nicht ausüben kann. Dass ein Elternteil sich lediglich weigert, bestimmte Aufgaben der elterlichen Sorge zu erledigen ( z. B. Weigerung des Vaters, bei der Passbeschaffung zum Zwecke der Abschiebung eines Minderjährigen mitzuwirken; Fall:  BGH, BGHR 2005, 163 ), bedeutet keine „Verhinderung“ in der Ausübung der elterlichen Gewalt. Siehe hierzu: Rakete- Dombek, FRP 2005, 80.

§ 1680                          § 1680 Abs.2 BGB: Verstirbt der Elternteil, der auf Grund einer Entscheidung nach § 1671 BGB allein die elterliche Sorge innehatte, so hat das Familiengericht die elterliche Sorge nunmehr dem anderen Elternteil zu übertragen, wenn dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. Verstirbt die Kindesmutter, die nach § 1626a Abs. 2 BGB allein die elterliche Sorge hatte, so ist die elterliche Sorge - entgegen dem engeren Wortlaut des Abs. 2 S. 2 -   vorrangig dem Vater zu übertragen, wenn dies dem Kindeswohl nicht widerspricht:  BVerfG, NJW 2006, 1723.  
§ 1693  BGB: Maßnahmen bei befristeter Verhinderung der Ausübung der elterlichen Sorge    (   durch Krankheit, temporäre Geschäftsunfähigkeit pp. ) 

